
konkrete Maßnahmen festgelegt und durchgeführt. Der 
Ministerrat ging von der Erkenntnis aus, daß die Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit, die Bekämp­
fung der Kriminalität, ihre Vorbeugung und die Über­
windung der begünstigenden Bedingungen und Ur­
sachen nicht allein Sache der Rechtspflegeorgane, son­
dern Sache aller, besonders aller staatlichen und gesell- 
schaftlchen Institutionen ist.
Die Beschlüsse des Ministerrates waren und sind ins­
besondere darauf gerichtet, daß
— die Minister und Leiter aller Staats- und Wirt­

schaftsorgane persönlich die Verantwortung für die 
Ordnung und Sicherheit und für die Durchführung 
von Maßnahmen zur weiteren Festigung der Gesetz­
lichkeit tragen,

— in den zentralen und örtlichen Staatsorganen, VVB, 
Betrieben und Einrichtungen die Informationen der 
Rechtspflegeorgane über die Ursachen der Krimina­
lität berücksichtigt und Maßnahmen zu ihrer Über­
windung festgelegt werden,

— daß von den Leitern der Staats- und Wirtschafts­
organe die von den Rechtspflegeorganen übermittel­
ten Hinweise zur Verhütung von Straftaten und der 
Eindämmung der Kriminalität stärker innerhalb 
ihrer Leitungstätigkeit beachtet werden,

— die Öffentlichkeit noch stärker in den Kampf gegen 
die Kriminalität, für Ordnung und Einhaltung der 
Staatsdisziplin einbezogen wird.

Die Durchführung der vom Ministerrat gefaßten Be­
schlüsse hat dazu beigetragen, in den letzten Jahren das 
bewußte Handeln der Bürger im Interesse des höch­
sten Nutzens’ für die Gesellschaft und für den einzel­
nen zielstrebig weiter zu entfalten und die sozialistische 
Demokratie bei der Ausarbeitung und Durchführung 
der Pläne weiterzuentwickeln.
Dazu haben nicht zuletzt auch solche wichtigen Norma­
tivakte des Ministerrates von 1967 mitgewirkt, wie die 
Verordnung über die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
des volkseigenen Betriebes, der Beschluß über die Tä­
tigkeit der Produktionskomitees und die Verordnung 
über das Statut der Gesellschaftlichen Räte bei den 
WB. Auch solche bedeutenden Beschlüsse des Minister­
rates zur weiteren Durchsetzung des ökonomischen 
Systems des Sozialismus, wie die Grundsätze
— zur Vorbereitung und Durchführung von Investitio­

nen,
— über weitere Schritte für die Anwendung des Prin­

zips der Eigenerwirtschaftung der Mittel für die er­
weiterte Reproduktion,

— über die Rolle der Banken, insbesondere über die 
Beziehungen zwischen Bank und Betrieb,

tragen dazu bei, die sozialistische Gesetzlichkeit zu 
festigen und die Staatsdisziplin weiter zu erhöhen. 
Auf der Grundlage der Beschlüsse des VII. Parteitages, 
der genannten gesetzlichen Bestimmungen und der wei­
teren Beschlüsse zur Gestaltung des ökonomischen 
Systems des Sozialismus konzentriert sich der Minister­
rat in Durchführung der volkswirtschaftlichen Haupt­
aufgaben auf die systematische Erhöhung der Staats­
disziplin und die Festigung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit.
Aus der Arbeit des Ministerrates und seiner Organe 
wird die Forderung des VII. Parteitages unterstrichen, 
daß die rechtlich verbindliche Fixierung der notwendi­
gen Ordnungen, Organisationsgrundsätze und Verhal­
tensweisen sowie die Organisierung der Kontrolle als 
System entsprechend den Erfordernissen des entwik- 
kelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus erfol­
gen muß. Der Ministerrat hat in diesem Zusammen­
hang Maßnahmen zur weiteren Ausarbeitung des sozia­

listischen Wirtschaftsrechts eingeleitet, um mit dessen 
Hilfe einen hohen Grad an rechtlicher Stabilität und 
höheren volkswirtschaftlichen Nutzen zu erreichen. Es 
kommt darauf an, in allen Staats- und Wirtschaftsbe­
reichen die Verantwortlichkeit noch klarer festzulegen. 
In Übereinstimmung mit den heute verabschiedeten 
Gesetzen wird der Ministerrat in nächster Zeit eine 
neue Disziplnarordnung für die Mitarbeiter in den 
Staats- und Wirtschaftsorganen verabschieden. So wol­
len wir den wesensbestimmenden Grundzug des Öko 
nomischen Systems des Sozialismus durchsetzen, näm­
lich die zentrale staatliche Planung und Leitung der 
Grundfragen des gesellschaftlichen Gesamtprozesses 
organisch zu verbinden mit der eigenverantwortlichen 
Planungs- und Leitungstätigkeit der sozialistischen 
Warenproduzenten und mit der eigenverantwortlichen 
Regelung des gesellschaftlichen Lebens im Territorium 
durch die örtlichen Organe der Staatsmacht.

Das ist auch der Weg, wie der Ministerrat und seine 
Organe die Aufgaben lösen werden, die sich aus den 
heute beschlossenen Gesetzen ergeben. Art. 3 StGB be­
stimmt die Verantwortung der staatlichen und gesell­
schaftlichen Organe zur Verhütung von Straftaten und 
Gesetzesverletzungen. Damit wird ein wichtiger Beitrag 
zur Gestaltung der Beziehungen zwischen Staat, Gesell­
schaft und Bürgern bei der Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und dem gesamtgesellschaftlichen Kampf 
gegen die Kriminalität geleistet. Die Aufgabe des Mini­
sterrates und seiner Organe besteht darin, die Grund­
sätze des Art. 3 in der Praxis der staatlichen und Wirt­
schaftsorgane durchzusetzen, d. h. dafür zu sorgen, daß 
die Aufdeckung und Ausmerzung der Bedingungen und 
Faktoren, die Rechtsverletzungen begünstigen und die 
sozialistische Entwicklung hemmen, untrennbare Be­
standteile der staatlichen Führungstätigkeit werden.
Das entwickelte gesellschaftliche System des Sozialis­
mus erfordert, daß die Rechtspflegeorgane auf neue 
Weise ihre Schutz- und Erziehungsfunktion in die ge­
samtgesellschaftlichen Aufgaben eingliedern und so 
ihren Beitrag zur gesellschaftlichen Wirksamkeit des 
Rechts leisten. Das setzt die genaue Kenntnis der Per­
spektive, insbesondere die Verzahnung der zentralen 
staatlichen Planung und Leitung und der Perspektiv­
pläne der Territorien voraus und erfordert eine stän­
dige Qualifizierung aller für die Einhaltung der Ge­
setzlichkeit verantwortlichen Bürger. In diesem Zu­
sammenhang wurden schon in der Vergangenheit in der 
Rechtspflegepraxis große Anstrengungen unternom­
men, komplexe Systeme der Kriminalitätsvorbeugung 
in Zusammenarbeit mit den örtlichen Volksvertretun­
gen zu entwickeln. Die Aufgabe des Ministerrates be­
steht darin, diese Entwicklung verallgemeinern zu hel­
fen und für die Tätigkeit der zentralen Staatsorgane 
Schlußfolgerungen zu ziehen.

Dr. KURT WÜNSCHE, Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates der DDR und Minister der Justiz,
auf die Anfrage des Abg. Dr. Ludwig Pfeiffer (NDPD- 
Fraktion), wie der gegenwärtige Stand der Arbeiten an 
der westdeutschen Strafrechtsreform einzuschätzen ist 
und in welcher Weise durch diese Gesetzesvorhaben 
die völkerrechtswidrige Alleinvertretungsanmaßung 
und das politische Strafrecht weiter verschärft werden 
sollen:
Es ist bekannt, daß in Westdeutschland im Zusammen­
hang mit der zutiefst reaktionären „inneren Staats­
reform“ seit langem an einer sog. Großen Strafrechts­
reform gearbeitet wird. Als wichtigster Teil dieser 
„Reform“ wurde bereits in den Jahren 1954—1959 von 
einer Kommission der Entwurf eines neuen westdeut­
schen Strafgesetzbuches ausgearbeitet und dem Bun-
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